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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Bading, Frau Dr. Hubert, 
Junghans, Junker, Kurlbaum, Lange (Essen) 
und Fraktion der SPD 

— Drucksache IV/2329 — 

betr. Richtlinien zur Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 


A. Bericht des Abgeordneten Junghans 


Obiger Antrag wurde dem Ausschuß für Gesund- 
heitswesen in der 130. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages vom 10. Juni 1964 federführend und dem 
Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
zur Mitberatung überwiesen. 

Der mitberatende Ausschuß hat dem Gesundheits- 
ausschuß vorgeschlagen, das Wort „zulässige" zu 
streichen. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen begrüßte 
einmütig das im Antrag vorgesehene Ersuchen, 
glaubte jedoch, den Antrag in einigen Punkten er- 
gänzen zu sollen. Der Gesundheitsausschuß ist mit 
dem mitberatenden Ausschuß der Auffassung, daß 
die Einleitung des Antrages, wie sie unter B. wie- 
dergegeben ist, ergänzt werden solle, um darzutun, 
daß es sich bei den vorgeschlagenen Maßnahmen 
nur um eine erste Maßnahme zur Verringerung der 
Luftverunreinigung durch Kraftfahrzeuge handeln 
kann. 

Der Ausschuß geht bei seiner Empfehlung davon 
aus, daß eine Klarstellung und Erläuterung in Form 
von Richtlinien des § 47 Abs. 1 StVZO erforderlich 
ist, um eine laufende Prüfung der im Verkehr be- 
findlichen Fahrzeuge zu ermöglichen. Ferner soll 
erreicht werden, daß diejenigen Fahrzeuge, die das 
nach dem jeweiligen Stand der Technik unvermeid- 
bare Maß der Luftverunreinigung überschreiten, aus 
dem Verkehr gezogen werden können, falls die be- 
anstandeten Fehler, insbesondere falscher Motoren- 
einstellungen, nicht beseitigt werden. Die bereits 


jetzt auf freiwilliger Basis durchgeführten Unter- 
suchungen mit entsprechenden Geräten reichen nach 
Auffassung des Ausschusses nicht aus. In diesem 
Zusammenhang wurde auf die bereits in den USA 
im Verkehr befindlichen und auf die in der Bundes- 
republik entwickelten Geräte verwiesen. 

Der Ausschuß glaubte der Anregung des mit- 
beratenden Ausschusses, das Wort „zulässige" zu 
streichen, nicht folgen zu können, hielt jedoch eine 
Ersetzung des Wortes „Höchstwerte" durch „Grenz- 
werte" für angebracht. 

Da nicht nur das Kohlenmonoxyd geeignet ist, 
die Luft in gesundheitsschädigender Weise zu ver- 
unreinigen, glaubte der Ausschuß, das Kohlen- 
monoxyd solle neben den Kohlenwasserstoffen nur 
beispielhaft aufgeführt werden. 

Bezüglich der Richtlinien vertritt der Ausschuß 
die Auffassung, daß die Regierung nicht einfach die 
VDI-Richtlinien übernehmen könne, sondern diese 
höchstens als Grundlage benutzen dürfe. 

Der Ausschuß glaubte ferner, die Bundesregie- 
rung auffordern zu sollen, Vorrichtungen zur Ent- 
giftung der Abgase auf ihre Eignung prüfen zu las- 
sen und die Entwicklung solcher Vorrichtungen zu 
fördern. 

Letztlich solle die Bundesregierung ersucht wer- 
den zu prüfen, ob für die Eignungsprüfung von Vor- 
richtungen zur Entgiftung der Abgase und Förde- 
rung der Entwicklung solcher Vorrichtungen die 
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Beauftragung oder Einrichtung einer besonderen 
Stelle des Bundes erforderlich ist, Der Ausschuß be- 
schloß daher einmütig, dem Bundestag den unter B. 
wiedergegebenen Antrag zur Annahme zu empfeh- 
len. 


Berlin, den 13. Januar 1965 


Junghans 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, als erste 

Maßnahme zur Verringerung der Luftverunreini- 
gung durch Kraftfahrzeuge unverzüglich 

1. zur Klarstellung und Erläuterung des in § 47 
Satz 1 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
verwendeten Begriffs „jeweiliger Stand der 
Technik" Richtlinien über zulässige Grenzwerte 
für luftverunreinigende Stoffe, insbesondere für 
Kohlenmonoxyd und Kohlenwasserstoffe in Ab- 
gasen von Kraftfahrzeugen zu erlassen; 

2. Vorrichtungen zur Entgiftung der Abgase auf 
ihre Eignung prüfen zu lassen und die Entwick- 
lung solcher Vorrichtungen zu fördern; 

3. zu prüfen, ob für die Durchführung der in Nr. 2 
genannten Aufgabe die Beauftragung oder Ein- 
richtung einer besonderen Stelle des Bundes 
erforderlich ist. 


Berlin, den 13. Januar 1965 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) Junghans 

Vorsitzender Berichterstatter 
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